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Geleitwort 

Mit der Schriftenreihe möchte die Stiftung Kreditwirtschaft wissenschaftliche 
Arbeiten zu bank- und finanzwirtschaftlichen Themen einem interessierten Fach-
publikum zugänglich machen. Die veröffentlichten Schriften sollen den Gedan-
kenaustausch zwischen Universität und Praxis fördern. 
 
Gerade in diesem Bereich zeichnet sich auch die vorliegende Arbeit aus. Sie 
nimmt ein in der Praxis hoch relevantes aber in der Wissenschaft bisher noch 
kaum untersuchtes Thema auf und kommt – trotz aller Komplexität der rechts-
wissenschaftlichen Analyse – zu praxistauglichen Ergebnissen. Darin liegt eine 
der besonderen Qualitäten der Arbeit. Liest man das fertige Werk, so erscheint 
einem Vieles völlig klar und zum Teil unter Umständen sogar selbstverständlich. 
An der fertigen Arbeit lässt sich die Mühe kaum mehr ablesen, die es gekostet hat, 
die teilweise nur noch als verworren zu bezeichnende Rechtslage in eine sinnvolle 
Prüfungsabfolge zu bringen. Viele „Aha“-Effekte und das Hinterfragen anfangs 
für gar nicht relevant gehaltener Rechtsgebiete hat dies erst ermöglicht. Herr 
Arndt hat dabei nie aufgegeben und jedes neue Problem als Herausforderung auf-
gefasst, der er mit überzeugenden Lösungskonzepten zu begegnen wusste. Dabei 
konnte er auf wenig Vorarbeiten in der rechtswissenschaftlichen Literatur und 
Debatte aufbauen und musste entsprechend eigenständig argumentieren. 
 
Die Arbeit befasst sich mit der Frage, inwieweit Banken Vermögensverwaltung 
outsourcen dürfen und ob die Übertragung von Beratungsleistungen an externe 
Berater sogar in den AGB möglich ist. Dafür war nach der Legung der Grundla-
gen zum einen die schuldrechtlichen Beziehungen zwischen Vermögensverwal-
tung und Vermögensinhaber zu klären. Zum anderen war zu prüfen, welche Mög-
lichkeiten der Bank dabei aus aufsichtsrechtlicher Perspektive offen stehen. Die 
dadurch hervorgerufenen Wechselwirkungen machten das Thema so komplex. 
Dazu kam noch die OGAW-Richtlinie des Rates der Europäischen Union, die sich 
zwar nicht mit der Einzelvermögensverwaltung befasst, dennoch aber zu Rück-
schlüssen auf diese zwingt. Schließlich waren noch die für AGB geltenden Beson-
derheiten zu beachten.  
 
Der Verfasser kommt dabei zu dem überzeugenden Ergebnis, dass bereits heute 
grundsätzlich eine Auslagerungsfähigkeit besteht, jedoch der Outsourcer für den 
Insourcer als Erfüllungsgehilfen einzustehen hat. Damit ist den Interessen beider, 
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der Banken wie auch der Bankkunden, Rechnung getragen. Die zu beobachtenden 
Strukturveränderungen im Investment-Markt können damit auf eine solide rechtli-
che Grundlage gestellt werden und sind so in ihrem Bestand gesichert. 
 
Wir wünschen dem 40. Band der Studienreihe daher weite Verbreitung und 
fruchtbare Wirkung. 
 
 
Hohenheim, im April 2004 
 
Prof. Dr. Christina Escher-Weingart Prof. Dr. Hans-Peter Burghof 
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Vorwort des Verfassers 

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2003 vom Fachbereich 
Rechtswissenschaften der Johann Wolfgang Goethe – Universität Frankfurt als 
Dissertation angenommen. Das Manuskript wurde im Juli 2003 abgeschlossen. 
Mein herzlicher Dank gilt an erster Stelle Frau Prof. Dr. Christina Escher-Wein-
gart für die stets wohlwollende Förderung und intensive Betreuung der Arbeit. 
Ihre wertvollen Anregungen und ihre immerwährende Gesprächsbereitschaft ha-
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1. Einleitung 

A. Problemstellung 

I. Wertschöpfungsketten der Banken und  
Finanzdienstleistungsunternehmen im Umbruch 

Wirtschaft und Gesellschaft durchlaufen derzeit einen tiefgreifenden Transforma-
tionsprozess.1 Dies gilt in besonderem Maß auch für die Kreditwirtschaft, die sich 
in einem – in ihrer Historie einmaligen – strukturellen und, begünstigt durch die 
moderne Informations- und Kommunikationstechnologie, nachhaltigen technolo-
gischen Wandel befindet. 
Der Auslöser dieser Entwicklung ist vor allem in der sich in immer kürzer wer-
denden Zyklen vollziehenden Veränderung des Umfeldes zu sehen, in dem deut-
sche Universalbanken tätig sind. Weitere Ursachen liegen – über die rasante 
technologische Entwicklung hinaus – in der strategischen Grundentscheidung der 
großen Häuser und deren Versuch über die letzten Jahrzehnte, ihr Geschäft zu 
internationalisieren und sich zu Allfinanzanbietern zu entwickeln.2 So wurde die 
Internationalisierung der großen Institute vor allem in der zurückliegenden Dekade 
von einer Vielzahl von Deregulierungen3 und als deren Folge von der Adaption 
und Weiterentwicklung neuer Finanzierungs- und Anlageformen begleitet, deren 
Ursprung in den angelsächsischen Kapitalmärkten zu finden ist. 

1.  Konsolidierung versus Dekonstruktion 

Im Finanzdienstleistungssektor zeigt sich dieser strukturelle Wandel insbesondere 
anhand zweier Entwicklungen, die für die 90er Jahre prägend waren.4  
Hier sind zum einen der Prozess der „Konsolidierung“ mit den damit einherge-
henden Fusionen und Übernahmen und zum anderen die sogenannte „De-

                                           
1  Walter, Optimierung von Wertschöpfungsketten bei Privatkundenbanken, Seite 39. 
2 Jasny, Wertschöpfungsketten bei Banken, Seite 25. 
3  Rebouillon/Bauer, Optimierung der Wertschöpfungskette durch Outsourcing, Seite 127. 
4  Walter, Optimierung von Wertschöpfungsketten bei Privatkundenbanken, Seite 39. 
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konstruktion“, d.h. die Neuformierung von Wertschöpfungsketten5 als dieser 
Entwicklung scheinbar entgegengesetzt verlaufender Veränderungsprozess zu 
nennen.6 
Während die Ratio des Prozesses der Konsolidierung in dem Versuch zu sehen ist, 
mittels Volumenvorteilen zu mehr Effizienz und durch Optimierung der eigenen 
Fähigkeiten zu mehr Effektivität zu gelangen,7 verlangt der Prozess der 
Dekonstruktion hingegen eine stärkere Konzentration aller Ressourcen auf die 
Kernkompetenzen der Institute und eine bewusstere Differenzierung im Markt.8 

2.  Optimierung der Wertschöpfungsketten durch Outsourcing und Open-
Architecture Ansatz 

Noch bis in die jüngste Vergangenheit stellte der traditionelle Anbieter von Fi-
nanzdienstleistungen im Rahmen des Universalbankensystems noch mehreren 
Kundengruppen einen umfassenden In-House Service bei gleichzeitiger Ab-
deckung aller Wertschöpfungsstufen zur Verfügung.9 Infolge dieser traditionell 
hohen Wertschöpfungstiefe wurden das Sourcing sowie die damit verbundenen 
Optimierungs-Potenziale lange Zeit vernachlässigt.10 Erst Anfang der 90er Jahre – 
unter den Eindrücken der Globalisierung – sollte hier ein Prozess des Umdenkens 
eingeleitet werden. 
Obgleich der eingangs erwähnte Konzentrationsprozess heute zu einem gewissen 
Abschluss gekommen zu sein scheint bzw. zumindest nicht mehr mit der gleichen 
Intensität wie in der Vergangenheit voranschreitet, dokumentieren die Fusionen 
internationaler Finanzdienstleister jedoch eindrucksvoll, dass die gestiegenen 
Anforderungen an die Informationsverarbeitung nur mit umfassendem Know-how 
und ausreichend großen Verarbeitungskapazitäten zu bewältigen sind.11 Der aus 
dieser Notwendigkeit resultierende Handlungsbedarf kann und darf sich jedoch 
weder in den üblichen Sparprogrammen noch in vereinzelten Optimierungsmaß-
nahmen erschöpfen. Vielmehr machen es die veränderten Nachfragestrukturen 
seitens der Bankkunden für die Institute erforderlich, überkommene Funktions-
                                           
5  Die Systematik dieser Ketten geht auf den Ökonom Michael E. Porter zurück, der als einer der ersten Mitte 

der 80er Jahre diese als Analyseinstrument zur Untersuchung der Wettbewerbsfähigkeit speziell von 
Industrieunternehmen entwickelt hat. Unter Zuhilfenahme des Porterschen Systems ist es möglich, mittels 
Aufgliederung des unternehmerischen Wertschöpfungsprozesses in strategisch relevante Tätigkeiten, das 
Kostenverhalten sowie bestehende und mögliche Differenzierungsquellen gegenüber Mitbewerbern zu 
erkennen; siehe hierzu umfassend Porter, Competative Advantage, Seite 63ff. 

6  Walter, Optimierung von Wertschöpfungsketten bei Privatkundenbanken, Seite 39. 
7  Klein, Megatrends im Retail Banking, Bank Magazin 1999, Seite 11. 
8  Walter, Optimierung von Wertschöpfungsketten bei Privatkundenbanken, Seite 40. 
9  Walter, Optimierung von Wertschöpfungsketten bei Privatkundenbanken, Seite 41. 
10  Wegener, Private Banking – ein Geschäftsfeld im Wandel, Die Bank 2002, Seite 590. 
11  Caspritz, Risikominimierung einer Outsourcingentscheidung, Seite 91. 
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aufteilungen im Produktions- und Vertriebsprozess sowie die althergebrachten 
Wertschöpfungsketten ihrer Finanzdienstleistungen verstärkt einer eingehenden 
Analyse zu unterziehen. Vor dem Hintergrund eines kritischeren, performance- 
und preistransparenzbewussteren und weniger loyalen Kundentypus12 liegt die 
Herausforderung für die Institute in der Ausrichtung aller unternehmerischen Ak-
tivitäten auf die speziellen Kundenbedürfnisse. Gelingt es den einzelnen Anbietern 
nicht, ihre Leistungen verstärkt auf die Bedürfnisse ihrer Kunden auszurichten, 
laufen sie Gefahr an Konkurrenzfähigkeit zu verlieren. 
Darüber hinaus erfordern die Veränderungen der politischen, kulturellen und wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen für die Tätigkeit von Bank- und Finanzdienst-
leistungsunternehmen ständige Flexibilität.13 Hierbei ist es erforderlich, neben der 
notwendigen internationalen Orientierung auch regionale Belange angemessen 
und differenziert zu berücksichtigen. 
Vor dem Hintergrund fortschreitender technologischer Entwicklungen als der 
notwendigen Bedingung für die Verwirklichung neuer Organisationsformen stellt 
sich für die Institute mithin die Frage, ob sich die Strategie des Insourcing, d.h. die 
Integration verschiedener Finanzdienstleistungsbereiche unter einem Dach, noch 
als zeitgemäß und für die Zukunft als zielführend darstellt. Denn wer heute noch 
die gesamte Wertschöpfungskette von der Entwicklung neuer Finanzdienstleis-
tungen über Back-Office bis hin zur Kundenbetreuung abzudecken versucht, wird 
dies mit Effizienzdefiziten bezahlen. So lassen wachsender Wettbewerbsdruck, die 
hohen qualitativen Anforderungen an Produkte und Dienstleistungen sowie die 
Notwendigkeit der Präsenz auf internationalen Märkten die Auflösung traditio-
neller Organisationsgrenzen14 mittels der Auslagerung von Leistungen auf externe 
Anbieter – insbesondere für kleinere und mittlere Institute – immer häufiger in den 
Fokus des Interesses rücken. 
In Anbetracht dieser Entwicklung hat sich auch für den Banken- und Finanz-
dienstleistungssektor unter den Stichworten „Funktionsauslagerung“ bzw. „Out-
sourcing“ ein neuer Diskussionsschwerpunkt gebildet.15 Ferner macht der Begriff 
der „Open Architecture“ innerhalb der Bankenlandschaft die Runde. Unter diesem 
                                           
12  Fuchs/Girke, Wachstumsmarkt Wealth Management, Die Bank 2002, Seite 95. 
13  Hierzu: Hummel: in Hummel/Bühler/Schuster, Banken in globalen und regionalen Umbruchsituationen: 

Systementwicklungen, Strategien, Führungsinstrumente, Seite 197ff. 
14  Herrmann/Vollmer/Meyrahn, Outsourcing von Finanzdienstleistungen, Seite 145. 
15  Vgl. exemplarisch hinsichtlich des enormen Interesses deutscher Kreditinstitute an der Thematik des 

Outsourcing auch Meck, Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung vom 24.11.2002, Seite 33. bzgl. der 
Auslagerung der gesamten Rechenzentrumsaktivitäten der Deutschen Bank an IBM; zuletzt Nöcker, Banken 
auf der Suche nach der richtigen Fertigungstiefe, in F.A.Z. vom 29. Juli 2003. Hinsichtlich der Auslagerung 
der Depotführung von Kapitalanlagegesellschaften: Rathmann, Erste Fondsgesellschaften lagern 
Depotführung aus, CSAM überträgt 60000 Konten auf Cominvest-Tochter Ebase – Siemens KAG gliedert im 
Herbst aus, Börsen-Zeitung Nr. 102 vom 30. Mai 2003, Seite 18. 




